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O r d n u n g s b e h ö r d l i c h e  V e r o r d n u n g 

 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen 

aus besonderem Anlass am 17.09.2017  

anlässlich des 15. Schlangenfestes in Velbert-Mitte 
 

vom 20.07.2017 
 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-
nungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG – NRW) vom 16. November 2006 in der zurzeit gelten-
den Fassung wird gemäß Ratsbeschluss vom 27.06.2017 für die Stadt Velbert folgende ord-
nungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
 
 
(1)  Die Verkaufsstellen in Velbert-Mitte dürfen im Bereich  
 

 Friedrichstraße zwischen Thomasstraße und Am weißen Stein 
 

 Thomasstraße bis Poststraße 
 

 Poststraße zwischen Friedrichstraße und Thomasstraße 
 

 Kolpingstraße zwischen Friedrichstraße und Mittelstraße 
 

 Bahnhofstraße zwischen Friedrichstraße und Kölverstraße 
 

 Nedderstraße zwischen Friedrichstraße und Hofstraße 
 

 Kurze Straße zwischen Friedrichstraße und Oststraße 
 

 Blumenstraße zwischen Friedrichstraße und Blumenstraße Nr. 4 
 

 Grünstraße zwischen Offerstraße und Oststraße 
 

 
am Sonntag, den 17. September 2017 aus Anlass des 15. Schlangenfestes in Velbert-Mitte 
in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
 

(2)  Das Warenangebot wird beschränkt. Der Lebensmitteleinzelhandel, Lebensmitteldiscoun-
ter, Getränkemärkte und Apotheken dürfen an diesem Sonntag nicht öffnen. Der Notdienst 
der Apotheken ist hiervon ausgenommen.  
 

 
§ 2 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Verkaufsstellen außerhalb der 

nach § 1 zugelassenen Geschäftszeiten bzw. Örtlichkeiten offen hält. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-

nungszeiten mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 
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§ 3 

 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Velbert in 
Kraft. 
 
 
Velbert, den 20.07.2017 
 
 
Stadt Velbert als örtliche Ordnungsbehörde 
 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g 

 
 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Verordnung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Velbert, 20.07.2017 
gez. Dirk Lukrafka 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung  

 über die Satzung der Stadt Velbert über die Aufhebung des  

Bebauungsplans Nr. 407 – Elberfelder Straße – 

vom 26.07.2017 

 
Aufgrund von § 10 Abs. 1 i.V. mit § 1 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) in Verbindung 
mit den §§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch  Artikel 4 
des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse und zur Ände-
rung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), hat der Rat der 
Stadt Velbert in seiner Sitzung am 27.06.2017 folgende Satzung über die Aufhebung des Bebau-
ungsplans Nr. 407 – Elberfelder Straße -  beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich 

 
Der Geltungsbereich der Aufhebungssatzung befindet sich im Stadtbezirk Neviges und umfasst 
den Geltungsbereich des bestehenden Bebauungsplans Nr. 407 – Elberfelder Straße - gemäß 
beiliegendem Lageplan, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

§ 2 Aufhebung 

 
Der am 02.11.1965 bekannt gemachte Bebauungsplan Nr. 407 – Elberfelder Straße – wird ersatz-
los aufgehoben. 
 

§ 3 Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Der oben angeführte Satzung wird mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung 

vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Pla-

nungsamt, Thomasstr. 7, 42551 Velbert, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung, die Begründung und die zusammenfassende Erklä-
rung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
 
Die Satzung, die Begründung und die zusammenfassende Erklärung sind vom Zeitpunkt dieser 
Bekanntmachung ab auch im Internet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 

Hinweise: 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  
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 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 
 
Velbert, den 26.07.2017 
 
gez. 
Lukrafka 
Bürgermeister 
 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
http://www.stadtplanung.velbert.de/
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Bekanntmachung  

über den 

Bebauungsplan Nr. 407 – Elberfelder Straße - 1. Änderung – 

als Satzung 

vom 26.07.2017 

 
 

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 27.06.2017 den Bebauungsplan  

Nr. 407 – Elberfelder Straße - 1. Änderung – Satzung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) be-
schlossen. Der Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
1. Den Abwägungsvorschlägen zu den Beteiligungen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 BauGB, dargelegt 
in Teil III der Bebauungsplanbegründung, wird gefolgt. 

 
2. Der Begründung gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) zur Satzung des Bebauungsplans 

Nr. 407 – Elberfelder Straße - 1. Änderung – wird zugestimmt.  
 
3. Der Bebauungsplans Nr. 407 – Elberfelder Straße - 1. Änderung wird als Satzung beschlos-

sen. Das Verfahren wurde nach § 13 a BauGB durchgeführt. 
 

Der oben angeführte Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und der Bezirksregierung daher nicht angezeigt. 
  
Die Begrenzung des Geltungsbereichs ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 
 
Der oben angeführte Bebauungsplan wird mit der Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntma-

chung ab bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 

Velbert, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des 
Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Ein-
sicht bei der vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung sind vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im 
Internet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 
 
 

Hinweise: 
 

1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 
über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 
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2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 
 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird der Bebau-
ungsplan Nr. 407 – Elberfelder Straße - 1. Änderung – rechtsverbindlich.  

 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 
Velbert, den 26.07.2017 
 
gez. 
Lukrafka 
Bürgermeister 

 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
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Bekanntmachung  

der Klarstellungs- und Erhaltungssatzung 

– Südliche Ringstraße – gem. § 34 Absatz 4 Baugesetzbuch 

vom 26.07.2017 

 
 

Auf Grundlage des § 34 Absatz 4 Nr. 1 und Nr. 3 des Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I Seite 2414), durch Artikel 6 des Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), in Verbin-
dung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein – Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496) hat der Rat der Stadt Velbert in seiner Sitzung am 
27.06.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 

 

§ 1 Geltungsbereich 
 
- Der Geltungsbereich der Satzung über die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in die 

im Zusammenhang bebaute Ortslage „Weststraße“ wird begrenzt  
- im Norden durch die Straßen Am Rosenhügel und Ringstraße, 
- im Osten durch die östlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 510, 515, 516 und 601 

(Flur 6, Gemarkung Neviges), 
- im Süden durch die südlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 87, 510, 599 und 601 

(Flur 6, Gemarkung Neviges) und 
- im Westen durch die westlichen Grundstücksgrenzen der Flurstücke 87 und 183 (Flur 6, 

Gemarkung Neviges). 
- Die Abgrenzung des Geltungsbereichs ist der beigefügten Übersicht zu entnehmen, die 

Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
 

§ 2 Festsetzungen 
 
1. Im Geltungsbereich sind Vorhaben im Sinne des § 34 Absatz 2 BauGB zulässig. 
2. Im Geltungsbereich sind Vergnügungsstätten nicht zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 in Verb. mit § 1 

Abs. 5 BauNVO). 
3. Im Geltungsbereich sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 in Verb. mit § 1 

Abs. 5 BauNVO). Ausnahmsweise sind Verkaufsstellen von Handwerks-, produzierenden und 
weiterverarbeitenden Gewerbebetrieben zulässig, wenn eine unmittelbare räumliche Zuord-
nung zum Hauptbetrieb und die Errichtung im betrieblichen Zusammenhang gegeben ist, wenn 
zudem eine deutliche flächen- und umsatzmäßige Unterordnung zum Hauptbetrieb gegeben 
ist, sowie wenn die Grenze der Großflächigkeit im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO nicht über-
schritten wird und keine negativen städtebaulichen Auswirkungen auf die zentralen Versor-
gungsbereiche erkennbar sind. 

 
 

§ 3 Hinweise 

 
Im Plangebiet befinden sich die Altlastenflächen 36885/5 Ve (alt 7786/18 VE) und 36885/7 VE (alt 
7786/20 VE). Bei Bauvorhaben oder Nutzungsänderungen auf diesen Flächen ist die Untere Bo-
denschutzbehörde zu beteiligen. 

 

 



Amtsblatt der Stadt Velbert vom 28. Juli 2017 
 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

11 

§ 4 Inkrafttreten 
    
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Die oben angeführte Satzung wird mit der Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab 

bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 Velbert, 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt der Satzung 
und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Soweit in dieser Satzung Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-Richtlinien, 
DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Einsicht bei der 
vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Die Satzung und die Begründung sind vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im Internet 
unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 

Hinweise: 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Velbert, den 26.07.2017 
gez. Lukrafka 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung  

über die Genehmigung der  

6. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 – Fellerstraße – 

vom 26.07.2017 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf hat mit Verfügung vom 21.06.2017 – Az. 35.02.01.01- 22Vel-06-
1342– die vom Rat der Stadt Velbert am 08.03.2017 beschlossene 6. Änderung des Flächennut-

zungsplans 2020 – Fellerstraße – wie folgt genehmigt: 
„Gemäß § 6 des Baugesetzbuches (BauGB) genehmige ich die vom Rat der Stadt Velbert am 

08.03.2017 beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes“. 
 

Die 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 – Fellerstraße –, die Begründung und die zu-
sammenfassende Erklärung werden vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab bei der  

Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 Velbert,  
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Planes, 
der Begründung und zusammenfassenden Erklärung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Die 6. Änderung des Flächennutzungsplans 2020– Fellerstraße –, die Begründung und die zu-
sammenfassende Erklärung sind vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im Internet unter 
www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
Die ungefähre Umgrenzung des Geltungsbereiches ist aus der dieser Bekanntmachung beigefüg-
ten Übersichtsskizze ersichtlich. 
 

Hinweise: 
 
Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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Die Genehmigung der Flächennutzungsplanänderung, Ort und Zeit der Bereithaltung sowie die 
aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NW) erfor-
derlichen Hinweise werden hiermit gemäß § 6 Abs. 5 BauGB in Verbindung mit § 7 Abs. 4 GO NW 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird die 6. Änderung 
des Flächennutzungsplans 2020 – Fellerstraße – wirksam. 
 
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 
 
Velbert, den 26.07.2017 
 
gez. 
Lukrafka 
Bürgermeister 
 

 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
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Bekanntmachung  

über den 

Bebauungsplan Nr. 461.01 – Ansembourgallee –  

als Satzung 

vom 26.07.2017 

 

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 31.05.2017 den Bebauungsplan  

Nr. 461.01 – Ansembourgallee – Satzung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der 
Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 

1. Den Abwägungsvorschlägen der Beteiligungen der Öffentlichkeit, Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gem. § 3 (1) und (2) sowie § 4 (1) und (2) BauGB, 
dargelegt in Teil III der Planbegründung, wird gefolgt. 

 
2. Der Begründung gemäß § 9 Absatz 8 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 461.01 – An-

sembourgallee – wird zugestimmt. 
 

3. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 461.01 umfasst die Grundstücke Ge-
markung Neviges, Flur 13, Flurstück Nr. 533 (teilweise), 909 (teilweise) und 911 sowie 
908 (teilweise), 704 (teilweise), 910 (teilweise) und 912 (teilweise). 

 
4. Der Bebauungsplan Nr. 461.01 – Ansembourgallee – wird gemäß § 10 Absatz 1 

BauGB als Satzung beschlossen. 

 
5. Bei einer erneuten Veränderung des Bebauungsplanes Nr. 461.01 - Ansembourgallee 

– ist eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung / Bürgerbeteiligung durchzuführen. 
 

Der oben angeführte Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und der Bezirksregierung daher nicht angezeigt. 
  
Die Begrenzung des Geltungsbereichs ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 
 
Der oben angeführte Bebauungsplan wird mit der Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntma-

chung ab bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 

Velbert, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des 
Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Ein-
sicht bei der vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung sind vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im 
Internet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 

Hinweise: 
 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  
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 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird der Bebau-
ungsplan Nr. 461.01 – Ansembourgallee – rechtsverbindlich.  

 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 

 
Velbert, den 26.07.2017 
 
gez. 
Lukrafka 
Bürgermeister 
 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
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Bekanntmachung  

über den 

Bebauungsplan Nr. 513.01 – Meiberger Weg – 

als Satzung 

vom 26.07.2017 

 

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 27.06.2017 den Bebauungsplan  

Nr. 513.01 – Meiberger Weg – Satzung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der 
Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 
1. Den Abwägungsvorschlägen zu den Beteiligungen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 BauGB, dargelegt 
in Teil III der Bebauungsplanbegründung, wird gefolgt. 

 
2. Der Begründung gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) zur Satzung des Bebauungsplans 

Nr. 513.01 – Meiberger Weg – wird zugestimmt.  
 
3. Der Bebauungsplan Nr. 513.01 – Meiberger Weg – wird als Satzung beschlossen.  

 
Der oben angeführte Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und der Bezirksregierung daher nicht angezeigt. 
  
Die Begrenzung des Geltungsbereichs ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 513.01 – Meiberger Weg – ersetzt bei Inkrafttreten in seinem Geltungsbe-
reich die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 513 – Theodor-Körner-Straße – und des Be-
bauungsplans Nr. 534 – Wimmersberger Straße –. 
 
Der oben angeführte Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zusammenfassenden Er-

klärung vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 

3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 Velbert, während der Dienststunden zu jedermanns Ein-
sicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben. 
 
Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Ein-
sicht bei der vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Der Bebauungsplan, die Begründung und die zusammenfassenden Erklärung sind vom Zeitpunkt 
dieser Bekanntmachung ab auch im Internet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 

Hinweise: 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  
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 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird der Bebau-
ungsplan Nr. 513.01 – Meiberger Weg – rechtsverbindlich.  

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 
 
Velbert, den 26.07.2017 
gez. Lukrafka 
Bürgermeister 

 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
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Bekanntmachung  

über den 

Bebauungsplan Nr. 636.01 – Fliederbusch / Am Thekbusch – 

als Satzung 

vom 26.07.2017 

 

Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 31.05.2017 den Bebauungsplan  

Nr. 636.01 – Fliederbusch / Am Thekbusch – Satzung gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) be-
schlossen. Der Satzungsbeschluss hat folgenden Wortlaut: 
 

1. Den Abwägungsvorschlägen der Beteiligungen der Öffentlichkeit, Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gem. § 3 (1) und (2) sowie § 4 (1) und (2) BauGB, 
dargelegt in Teil III der Planbegründung, wird gefolgt. 

 
2. Der Begründung gemäß § 9 Absatz 8 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 636.01 – Flie-

derbusch / Am Thekbusch –  wird zugestimmt. 
 

3. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet folgende Grundstücke der Ge-
markung Velbert, Flur 57: Flurstücke 358, 1156 und 1157. 

 
4. Der Bebauungsplan Nr. 636.01 – Fliederbusch / Am Thekbusch – wird gemäß § 10 Ab-

satz 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 

Der oben angeführte Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und der Bezirksregierung daher nicht angezeigt. 
  
Die Begrenzung des Geltungsbereichs ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 636.01 – Fliederbusch / Am Thekbusch – ersetzt bei Inkrafttreten in sei-
nem Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 633 - Obere Flandersbach – 
und Nr. 636 - Am neuen Stinder -. 
 
Der oben angeführte Bebauungsplan wird mit der Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntma-

chung ab bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 

Velbert, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des 
Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Ein-
sicht bei der vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung sind vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im 
Internet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 

Hinweise: 
1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 

über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
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schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird der Bebau-
ungsplan Nr. 636.01 – Fliederbusch / Am Thekbusch – rechtsverbindlich.  
Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 
 
Velbert, den 26.07.2017 
gez. Lukrafka 
Bürgermeister 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

über das Verfügungsrecht an Reihengrabstätten. 

 
Gemäß § 13 Abs. 9 der Satzung der Technischen Betriebe Velbert AöR über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen für die kommunalen Friedhöfe in der Stadt Velbert (Friedhofssatzung) wird be-
kannt gemacht, dass die Verantwortlichen für die nachfolgend aufgeführten Grabstätten nicht 
mehr erreichbar und feststellbar sind: 
 

Langenberg - Pütterfeld 
 
Urnenreihengrab 

  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 52, Reihe 002, Grab 008 Naczenski Hentschel, Herbert Albert 

 
Die Angehörigen werden hiermit öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer Frist von 4 Monaten 
zu melden. Die Frist beginnt am Tage nach dem Aushang dieser Bekanntmachung auf dem 
Friedhof bzw. nach Veröffentlichung im Amtsblatt. 
Die Möglichkeit zur Regelung der Verantwortlichkeit ist damit in der Zeit vom  

01. August 2017 – 01. Januar 2018 auf Antrag möglich, der schriftlich oder zur Niederschrift bei 
den Technischen Betrieben Velbert AöR, Geschäftsbereich Öffentliches Grün und Friedhöfe, Am 
Lindenkamp 33, 42549 Velbert  einzureichen ist. Nach Ablauf dieser Frist ist der Friedhofsträger 
berechtigt, die Grabstätte abzuräumen, einzuebnen und einzusäen. 
Das Verfügungsrecht fällt entschädigungslos an den Friedhofsträger zurück. 
 
Velbert, 27.07.2017 
Technische Betriebe Velbert AöR 
i.A. 
 
gez. Schiffer gez. Brandt 
Geschäftsbereichsleiter Sachbearbeiter 

 
------------------------------------------------------------------------- 

B e k a n n t m a c h u n g 

über das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten. 

 
Gemäß § 16 Abs. 5 der Satzung der Technischen Betriebe Velbert AöR über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen für die kommunalen Friedhöfe in der Stadt Velbert (Friedhofssatzung) wird be-
kannt gemacht, dass die Verantwortlichen für die nachfolgend aufgeführten Grabstätten nicht 
mehr erreichbar und feststellbar sind: 
 

Waldfriedhof 
Wahlgrab  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 07, Reihe 009, Grab 001 – 002 Mischorr Mischorr, Christine 
Mischorr, Johann 
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Langenberg - Hohlstraße 
Wahlgrab  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 06, Reihe 002, Grab 035 – 036 Meier Weberskirch, Andreas 
Weberskirch, Christine 

 

Langenberg - Pütterfeld 
Wahlgrab  

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 39, Reihe 004, Grab 007 – 008 v.d. Heyden Von der Heyden, Gerhard Peter Hans 
Von der Heyden, Anna 

 
Die Angehörigen werden hiermit öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer Frist von 4 Monaten 
zu melden. Die Frist beginnt am Tage nach dem Aushang dieser Bekanntmachung auf dem 
Friedhof bzw. nach Veröffentlichung im Amtsblatt. 
Die Möglichkeit zur Regelung der Verantwortlichkeit ist damit in der Zeit vom  

01. August 2017 – 01. Januar 2018 auf Antrag möglich, der schriftlich oder zur Niederschrift bei 
den Technischen Betrieben Velbert AöR, Geschäftsbereich Öffentliches Grün & Friedhöfe, Am 
Lindenkamp 33, 42549 Velbert einzureichen ist. Nach Ablauf dieser Frist ist der Friedhofsträger 
berechtigt, die Grabstätte abzuräumen, einzuebnen und einzusäen. 
Das Nutzungsrecht fällt entschädigungslos an den Friedhofsträger zurück. 
 
Velbert, 26.07.2017 
Technische Betriebe Velbert AöR 
i.A. 
 
 
gez. gez.   
(Schiffer) (Brandt) 
Geschäftsbereichsleiter Sachbearbeiter 

------------------------------------------------------------------------ 
B e k a n n t m a c h u n g 

 

über das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten und das Verfügungsrecht an 

Reihengrabstätten. 

 
Gemäß § 30 Abs. 2 der Satzung der Technischen Betriebe Velbert AöR über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen für die kommunalen Friedhöfe in der Stadt Velbert (Friedhofssatzung) wird be-
kannt gemacht, dass die Verantwortlichen für die nachfolgend aufgeführten Grabstätten nicht 
mehr erreichbar und feststellbar sind: 
 

Waldfriedhof 
 
Wahlgrab 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 10, Reihe 007, Grab 001 Böhm Böhm, Frieda Gertrud 

Feld 19, Reihe 004, Grab 027 Reute Wozniak, Margareta Maria 

Feld 23, Reihe 006, Grab 036 Vita Paukstadt, Helmut Walter 
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Langenberg-Hohlstraße 
Wahlgrab 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 06, Reihe 002, Grab 019 – 020 Hart Hart, Walter 
Hart, Marga Emma 

Feld 12, Reihe 011, Grab 008 – 009 Roth Plöger, Hildegard 
Plöger, Sven 

 
Reihengrab 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 04, Reihe 004, Grab 012 Cash Tewes, Heribert 

Feld 04, Reihe 006, Grab 014 Cash Tewes, Ursula Elisabeth 

 
 

Langenberg-Pütterfeld 
Wahlgrab 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 40, Reihe 007, Grab 013 – 014 Otte Otte, Josefa Elisabeth 
Otte, Heinrich 

Feld 41, Reihe 007, Grab 009 – 010 Holldorf Holldorf, Helmut 

Feld 48, Reihe 001, Grab 057 Bürger Lambracht, Wilhelm 

 
Reihengrab 

Grablage Grabname Verstorbene 

Feld 45, Reihe 007, Grab 002 Velke Pinnow, Johanna Lisbeth 

Die Angehörigen werden hiermit öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer Frist von 6 Wochen 
zu melden. Die Frist beginnt am Tage nach dem Aushang dieser Bekanntmachung auf dem 
Friedhof bzw. nach Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Möglichkeit zur Regelung der Verantwort-

lichkeit ist damit in der Zeit vom 01. August 2017 – 12. September 2017 auf Antrag möglich, der 
schriftlich oder zur Niederschrift bei den Technischen Betrieben Velbert AöR, Geschäftsbereich 
Öffentliches Grün und Friedhöfe, Am Lindenkamp 33, 42549 Velbert einzureichen ist. Nach Ablauf 
dieser Frist ist der Friedhofsträger berechtigt, die Grabstätte abzuräumen, einzuebnen und einzu-
säen. 
 
Velbert, 26.07.2017 
Technische Betriebe Velbert AöR 
i.A. 
gez. Schiffer gez. Brandt 
Geschäftsbereichsleiter  Sachbearbeiter 
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Öffentliche Zustellung 
 
Herrn Mihhail Jessin, geb. 05.04.1976, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mittei-
lung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 12.07.2017 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 105 eingese-
hen werden. 
 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den14.07.2017        
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
gez. Scholz 
Abteilung Soziale Sicherung 
Abteilungsleiter 

 
------------------------------------------------------------- 

Öffentliche Ausschreibungen 
 
Die Stadt Velbert und die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus: 
 

 Bauwerksprüfung 2017 nach DIN 1076 

 Lieferung und Montage von Alu-Fenster und Sonnenschutzanlagen in der Gesamtschule  
  Velbert-Mitte 

 Jugendzentrum Vogteier Straße Erneuerung der Sanitäreinrichtungen und der Heizungen 

 Schulhofsanierung Gesamtschule Poststraße 
 
Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter www.velbert.de eingesehen werden 
 


